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Abstract
Das vorliegende Strategiepapier der AfD-Bundestagsfraktion "Deutschland politisch 
gestalten – Das Ende der Brandmauer und der Weg in die Regierungsverantwortung" 
offenbart eine systematische Strategie zur Erlangung der Regierungsmacht durch die 
bewusste Zerstörung demokratischer Grundprinzipien. Diese wissenschaftliche Analyse 
untersucht die vielfältigen rechtlichen, politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Implikationen dieser Strategie. Die Untersuchung zeigt, dass das Papier nicht nur eine 
politische Strategie darstellt, sondern ein umfassendes Programm zur Transformation 
Deutschlands in einen autoritären Staat, der mit fundamentalen Prinzipien des 
Grundgesetzes, des Völkerrechts und der europäischen Werteordnung bricht. Die Analyse 
identifiziert konkrete Verstöße gegen verfassungsrechtliche Normen, strafrechtliche 
Tatbestände und internationale Verpflichtungen Deutschlands. Die wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Folgen einer Umsetzung dieser Strategie wären katastrophal und würden 
Deutschland international isolieren, wirtschaftlich ruinieren und gesellschaftlich spalten.

1. Einleitung: Kontextualisierung und Methodik

1.1 Das Dokument und sein Kontext

Das analysierte Strategiepapier stellt einen internen Entwurf der AfD-Bundestagsfraktion dar, 
der die explizite Zielsetzung verfolgt, die sogenannte "Brandmauer" – die kollektive 
Weigerung demokratischer Parteien zur Zusammenarbeit mit der AfD – zu überwinden und 
Regierungsverantwortung zu erlangen. Die Bedeutung dieses Dokuments kann kaum 
überschätzt werden: Es handelt sich nicht um eine normale politische Strategie im Rahmen 
des demokratischen Wettbewerbs, sondern um einen detaillierten Plan zur systematischen 
Untergrabung der demokratischen Ordnung.

Die historische Dimension dieser Analyse ergibt sich aus der deutschen Erfahrung mit dem 
Scheitern der Weimarer Republik. Die damalige Polarisierung, die Bildung unversöhnlicher 
politischer Lager und die systematische Delegitimierung demokratischer Institutionen führten 
zur nationalsozialistischen Machtergreifung. Das Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland wurde bewusst als "wehrhafte Demokratie" konzipiert, um genau solche 
Entwicklungen zu verhindern. Das AfD-Strategiepapier stellt diese wehrhaften Mechanismen 
nun auf die Probe.



1.2 Methodisches Vorgehen

Die vorliegende Analyse kombiniert verschiedene wissenschaftliche Ansätze: Die 
politikwissenschaftliche Dokumentenanalyse nach Mayring wird ergänzt durch 
verfassungsrechtliche Subsumtion, völkerrechtliche Bewertung und 
wirtschaftswissenschaftliche Folgenabschätzung. Dabei werden die im Strategiepapier 
formulierten Ziele und Methoden systematisch auf ihre Vereinbarkeit mit der deutschen 
Rechtsordnung, internationalen Verpflichtungen und demokratischen Grundprinzipien 
überprüft.

2. Die Polarisierungsstrategie als Angriff auf die 
Demokratie

2.1 Theoretische Einordnung: Demokratie und Konsens

Die moderne Demokratietheorie, insbesondere die Arbeiten von Jürgen Habermas zur 
deliberativen Demokratie und die Konsensdemokratie-Modelle von Arend Lijphart, betonen 
die fundamentale Bedeutung des demokratischen Diskurses und der Kompromissfähigkeit 
für das Funktionieren demokratischer Systeme. Demokratie ist mehr als die Herrschaft der 
Mehrheit – sie erfordert den Schutz von Minderheiten, den respektvollen Umgang mit 
politischen Gegnern und die grundsätzliche Bereitschaft zum Kompromiss.

Das AfD-Strategiepapier formuliert explizit das Ziel, "eine Situation zu schaffen, in der sich 
ein bürgerlich-konservatives Lager und ein sich radikalisierendes linkes Lager 
gegenüberstehen", wobei diese Lager als "unversöhnlich" charakterisiert werden. Diese 
Strategie negiert fundamental das Konzept der demokratischen Deliberation. Statt auf 
Verständigung und Kompromiss zu setzen, wird bewusst auf Konfrontation und Spaltung 
gesetzt.

2.2 Verfassungsrechtliche Bewertung der Polarisierungsstrategie

2.2.1 Das Demokratieprinzip des Grundgesetzes

Artikel 20 Absatz 1 des Grundgesetzes bestimmt: "Die Bundesrepublik Deutschland ist ein 
demokratischer und sozialer Bundesstaat." Dieses Demokratieprinzip ist nach der 
Ewigkeitsklausel des Artikels 79 Absatz 3 GG unabänderlich und bildet den Kern der 
verfassungsmäßigen Ordnung. Das Bundesverfassungsgericht hat in ständiger 
Rechtsprechung, beginnend mit dem SRP-Urteil von 1952 (BVerfGE 2, 1) über das KPD-
Urteil von 1956 (BVerfGE 5, 85) bis zum NPD-Urteil von 2017 (BVerfGE 144, 20), die 
Konturen dieses Demokratieprinzips präzisiert.

Das Gericht betont dabei, dass zur freiheitlich-demokratischen Grundordnung nicht nur 
formale Verfahrensregeln gehören, sondern auch materielle Prinzipien wie die Achtung vor 
den im Grundgesetz konkretisierten Menschenrechten, die Volkssouveränität, die 
Gewaltenteilung, die Verantwortlichkeit der Regierung, die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, 
die Unabhängigkeit der Gerichte, das Mehrparteienprinzip und die Chancengleichheit für alle 
politischen Parteien mit dem Recht auf verfassungsmäßige Bildung und Ausübung einer 



Opposition.

Die AfD-Strategie verstößt gegen mehrere dieser Kernelemente:

Erstens wird das Mehrparteienprinzip untergraben, indem andere Parteien systematisch als 
"radikale Linke" diffamiert und delegitimiert werden. Das Strategiepapier spricht explizit 
davon, die SPD, Grüne und Linke als ein einheitliches "linkes Lager" zu konstruieren, das als 
Feindbild dient. Dies negiert die Vielfalt des politischen Spektrums und die Legitimität 
unterschiedlicher politischer Positionen.

Zweitens wird die Chancengleichheit der Parteien verletzt. Wenn eine Partei systematisch 
darauf hinarbeitet, andere Parteien als illegitim darzustellen und aus dem demokratischen 
Diskurs auszugrenzen, untergräbt sie das faire Spiel des demokratischen Wettbewerbs. Das 
Bundesverfassungsgericht hat wiederholt betont, dass alle Parteien grundsätzlich die gleiche 
Chance haben müssen, am politischen Willensbildungsprozess teilzunehmen.

Drittens wird das Recht auf Opposition pervertiert. Opposition in der Demokratie bedeutet 
nicht die fundamentale Ablehnung des Systems und die Schaffung unversöhnlicher 
Feindschaften, sondern die konstruktive Kritik und das Angebot alternativer Politikkonzepte 
innerhalb des demokratischen Rahmens.

2.2.2 Die Menschenwürdegarantie als absolute Grenze

Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes erklärt: "Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie 
zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt." Diese 
Menschenwürdegarantie ist der oberste Wert der Verfassungsordnung und absolut 
unantastbar. Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Rechtsprechung, insbesondere im 
Lissabon-Urteil (BVerfGE 123, 267), klargestellt, dass die Menschenwürde den "tragenden 
Konstitutionsprinzipien" angehört und "unverfügbar" ist.

Das AfD-Strategiepapier verletzt die Menschenwürde in mehrfacher Hinsicht:

Die Konstruktion von Feindbildern und die systematische Ausgrenzung bestimmter 
Bevölkerungsgruppen, insbesondere von Migranten, reduziert Menschen auf ihre Herkunft 
und spricht ihnen implizit die gleiche Würde ab. Die Formulierung einer "Migrationswende" 
impliziert, dass die Anwesenheit bestimmter Menschen in Deutschland grundsätzlich 
problematisch sei. Dies verstößt gegen die Universalität der Menschenwürde, die jedem 
Menschen unabhängig von Herkunft, Religion oder politischer Überzeugung zukommt.

Die Strategie, bestimmte Wählergruppen gezielt zu manipulieren und zu instrumentalisieren, 
verletzt ebenfalls die Menschenwürde. Menschen werden nicht als autonome Subjekte 
respektiert, sondern als Objekte politischer Manipulation behandelt. Besonders 
problematisch ist die explizite Zielgruppendefinition "junge Männer", die mit 
traditionalistischen Geschlechterbildern angesprochen werden sollen. Dies instrumentalisiert 
geschlechtsspezifische Unsicherheiten und fördert problematische Männlichkeitskonzepte.

2.3 Die "Brandmauer" als demokratisches Abwehrrecht

Die im Strategiepapier obsessiv thematisierte "Brandmauer" – die Weigerung anderer 
Parteien, mit der AfD zu kooperieren – wird als illegitimes Hindernis dargestellt, das es zu 



überwinden gilt. Diese Interpretation verkennt fundamental die Natur demokratischer Politik.

2.3.1 Koalitionsfreiheit als Grundprinzip

In der parlamentarischen Demokratie gehört die Freiheit der Koalitionsbildung zu den 
essentiellen Elementen. Parteien sind frei in ihrer Entscheidung, mit wem sie 
zusammenarbeiten wollen und mit wem nicht. Diese Freiheit ist Ausdruck der politischen 
Selbstbestimmung und kann nicht erzwungen werden. Die Weigerung, mit einer bestimmten 
Partei zu kooperieren, ist legitimer Ausdruck politischer Überzeugungen und demokratischer 
Verantwortung.

Das Bundesverfassungsgericht hat in mehreren Entscheidungen betont, dass die Bildung 
von Koalitionen dem freien politischen Prozess überlassen bleiben muss. Ein Zwang zur 
Zusammenarbeit würde die Autonomie der Parteien verletzen und letztlich die Demokratie 
selbst untergraben.

2.3.2 Die "cordon sanitaire" als demokratisches Instrument

Die Politikwissenschaft kennt das Konzept der "cordon sanitaire" – der bewussten 
Ausgrenzung extremistischer Parteien aus dem demokratischen Regierungsprozess. Dieses 
Instrument wurde erfolgreich in verschiedenen europäischen Ländern angewandt, um 
extremistische Parteien von der Macht fernzuhalten. Es handelt sich dabei nicht um eine 
undemokratische Ausgrenzung, sondern um eine demokratische Selbstverteidigung.

Die Weigerung demokratischer Parteien, mit der AfD zu kooperieren, ist Ausdruck dieser 
wehrhaften Demokratie. Sie basiert auf der Einschätzung, dass die AfD Positionen vertritt, 
die mit den Grundwerten der demokratischen Ordnung unvereinbar sind. Diese 
Einschätzung wird durch das vorliegende Strategiepapier eindrucksvoll bestätigt.

3. Gesellschaftsfeindlichkeit und 
Menschenrechtsverletzungen

3.1 Der exklusive Volksbegriff als Grundlage der Strategie

Das Strategiepapier operiert mit einem ethnisch-kulturell definierten Volksbegriff, der 
zwischen "echten" Deutschen und anderen unterscheidet. Diese Konzeption steht in 
fundamentalem Widerspruch zum Volksbegriff des Grundgesetzes, der auf der 
Staatsangehörigkeit und nicht auf ethnischen Kriterien basiert.

3.1.1 Verfassungswidrigkeit des völkischen Denkens

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner NPD-Entscheidung (BVerfGE 144, 20) 
klargestellt, dass ein ethnisch definierter Volksbegriff mit der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung unvereinbar ist. Das Gericht führt aus: "Die Garantie der Menschenwürde 
umfasst insbesondere die Wahrung personaler Individualität, Identität und Integrität sowie 
die elementare Rechtsgleichheit. Dem liegt eine Vorstellung vom Menschen zugrunde, die 
diesen als Person begreift, die in Freiheit über sich selbst bestimmen und ihr Schicksal 



eigenverantwortlich gestalten kann."

Das AfD-Strategiepapier verletzt diese Prinzipien, indem es Menschen primär über ihre 
Herkunft definiert und ihnen unterschiedliche Rechte und Positionen in der Gesellschaft 
zuweist. Die "Migrationswende" impliziert eine fundamentale Ungleichbehandlung von 
Menschen basierend auf ihrer Herkunft.

3.1.2 Die Konstruktion von Feindbildern

Die systematische Konstruktion von Feindbildern – "radikale Linke", "Migranten", "Gender-
Ideologen" – dient der Mobilisierung durch Angst und Hass. Diese Strategie ist aus der 
Forschung zu Populismus und Extremismus wohlbekannt. Ruth Wodak hat in ihren Arbeiten 
zur Diskursanalyse gezeigt, wie rechtspopulistische Parteien systematisch Feindbilder 
konstruieren, um Ängste zu schüren und Wähler zu mobilisieren.

Die Folgen solcher Feindbildkonstruktionen sind gravierend: Sie führen zu realer 
Diskriminierung und Gewalt. Die Mordserie des NSU, die Anschläge von Halle und Hanau 
sowie zahlreiche andere rechtsextremistische Gewalttaten zeigen, wohin die systematische 
Entmenschlichung bestimmter Gruppen führen kann.

3.2 Strafrechtliche Dimension: Volksverhetzung und Hassverbrechen

3.2.1 Der Tatbestand der Volksverhetzung (§ 130 StGB)

Paragraph 130 des Strafgesetzbuches stellt die Volksverhetzung unter Strafe. Der 
Tatbestand ist erfüllt, wenn jemand in einer Weise, die geeignet ist, den öffentlichen Frieden 
zu stören, gegen eine nationale, rassische, religiöse oder durch ihre ethnische Herkunft 
bestimmte Gruppe, gegen Teile der Bevölkerung oder gegen einen Einzelnen wegen seiner 
Zugehörigkeit zu einer vorbezeichneten Gruppe oder zu einem Teil der Bevölkerung zum 
Hass aufstachelt, zu Gewalt- oder Willkürmaßnahmen auffordert oder die Menschenwürde 
anderer dadurch angreift, dass er eine vorbezeichnete Gruppe, Teile der Bevölkerung oder 
einen Einzelnen wegen seiner Zugehörigkeit zu einer vorbezeichneten Gruppe oder zu 
einem Teil der Bevölkerung beschimpft, böswillig verächtlich macht oder verleumdet.

Die im Strategiepapier angelegte systematische Hetze gegen bestimmte 
Bevölkerungsgruppen erfüllt potentiell diesen Tatbestand. Insbesondere die Konstruktion 
von Migranten als existenzielle Bedrohung und die Forderung nach einer "Migrationswende" 
kann als Aufstachelung zum Hass interpretiert werden. Die bewusste Schaffung 
"unversöhnlicher Lager" ist geeignet, den öffentlichen Frieden zu stören.

Der Bundesgerichtshof hat in ständiger Rechtsprechung betont, dass der Tatbestand der 
Volksverhetzung weit auszulegen ist, um einen effektiven Schutz vor gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit zu gewährleisten. Die systematische Strategie der AfD, bestimmte 
Gruppen als Feinde zu konstruieren und die Gesellschaft zu spalten, bewegt sich gefährlich 
nahe an der Grenze zur Strafbarkeit.

3.2.2 Anstiftung zu Straftaten (§ 26 StGB)

Die Polarisierungsstrategie kann auch den Tatbestand der Anstiftung zu Straftaten erfüllen. 
Wenn durch die systematische Hetze und Feindbildkonstruktion andere zu Straftaten gegen 



die diffamierten Gruppen angestiftet werden, macht sich die AfD mitschuldig. Die Erfahrung 
zeigt, dass verbale Gewalt oft der physischen Gewalt vorausgeht.

3.3 Völkerrechtliche Dimension

3.3.1 Die Europäische Menschenrechtskonvention

Deutschland ist als Mitglied des Europarats an die Europäische Menschenrechtskonvention 
gebunden. Artikel 14 EMRK verbietet jede Diskriminierung: "Der Genuss der in dieser 
Konvention anerkannten Rechte und Freiheiten ist ohne Diskriminierung insbesondere 
wegen des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der Sprache, der Religion, der 
politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen oder sozialen Herkunft, der 
Zugehörigkeit zu einer nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt oder eines 
sonstigen Status zu gewährleisten."

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat in zahlreichen Urteilen die positive 
Verpflichtung der Staaten betont, Diskriminierung aktiv zu bekämpfen. Im Fall Nachova und 
andere gegen Bulgarien (2005) stellte der Gerichtshof fest, dass Staaten verpflichtet sind, 
rassistische Gewalt und Diskriminierung mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln zu 
bekämpfen. Die AfD-Strategie würde Deutschland in direkten Konflikt mit diesen 
Verpflichtungen bringen.

3.3.2 Der UN-Zivilpakt

Der Internationale Pakt über bürgerliche und politische Rechte (IPbpR), den Deutschland 
ratifiziert hat, garantiert in Artikel 26: "Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich und haben 
ohne Diskriminierung Anspruch auf gleichen Schutz durch das Gesetz. In dieser Hinsicht hat 
das Gesetz jede Diskriminierung zu verbieten und allen Menschen gegen jede 
Diskriminierung, wie insbesondere wegen der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, der 
Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen oder 
sozialen Herkunft, des Vermögens, der Geburt oder des sonstigen Status, gleichen und 
wirksamen Schutz zu gewährleisten."

Der UN-Menschenrechtsausschuss, der die Einhaltung des Pakts überwacht, hat wiederholt 
betont, dass Staaten nicht nur verpflichtet sind, selbst nicht zu diskriminieren, sondern auch 
aktiv gegen Diskriminierung durch private Akteure vorzugehen. Die Umsetzung der AfD-
Strategie würde Deutschland in Verletzung seiner völkerrechtlichen Verpflichtungen bringen.

3.3.3 Die Genfer Flüchtlingskonvention

Die im Strategiepapier geforderte "Migrationswende" impliziert eine fundamentale Abkehr 
von den Verpflichtungen aus der Genfer Flüchtlingskonvention. Artikel 33 der Konvention 
etabliert das Non-Refoulement-Prinzip: "Keiner der vertragschließenden Staaten wird einen 
Flüchtling auf irgendeine Weise über die Grenzen von Gebieten ausweisen oder 
zurückweisen, in denen sein Leben oder seine Freiheit wegen seiner Rasse, Religion, 
Staatsangehörigkeit, seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen 
seiner politischen Überzeugung bedroht sein würde."

Dieses Prinzip hat mittlerweile den Status von zwingendem Völkerrecht (ius cogens) erreicht 
und kann nicht einseitig aufgekündigt werden. Die "Migrationswende" der AfD würde 



Deutschland in fundamentalen Konflikt mit dem Völkerrecht bringen und könnte zu 
internationalen Sanktionen führen.

4. Wirtschaftliche Katastrophe: Die ökonomischen Folgen 
der AfD-Strategie

4.1 Der demographische Kollaps

4.1.1 Die Fakten zur demographischen Entwicklung

Deutschland steht vor einer beispiellosen demographischen Herausforderung. Nach 
Berechnungen des Statistischen Bundesamtes wird die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter 
(20 bis 66 Jahre) von heute etwa 51,8 Millionen bis 2035 auf 45,8 bis 47,4 Millionen sinken. 
Gleichzeitig steigt die Zahl der Menschen im Rentenalter dramatisch an. Das Institut für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) hat errechnet, dass Deutschland jährlich eine 
Nettozuwanderung von mindestens 400.000 Menschen benötigt, um den Arbeitsmarkt stabil 
zu halten.

Die "Migrationswende" der AfD würde diese notwendige Zuwanderung abrupt beenden. Die 
Folgen wären katastrophal: Ganze Branchen würden zusammenbrechen. Besonders 
betroffen wären:

Die Pflegebranche: Bereits heute fehlen in Deutschland etwa 200.000 Pflegekräfte. Ohne 
Zuwanderung würde sich diese Lücke bis 2030 auf über 500.000 vergrößern. Das 
Pflegesystem würde kollabieren, Millionen von Pflegebedürftigen blieben unversorgt.

Das Gesundheitswesen: Etwa 20% der Ärzte in deutschen Krankenhäusern stammen aus 
dem Ausland. Ohne diese würde die medizinische Versorgung zusammenbrechen. 
Operationen müssten verschoben werden, Notaufnahmen geschlossen, ganze 
Krankenhäuser stillgelegt.

Die IT-Branche: Deutschland hat einen Mangel von über 100.000 IT-Fachkräften. Ohne 
qualifizierte Zuwanderung würde die Digitalisierung zum Erliegen kommen. Deutsche 
Unternehmen würden im internationalen Wettbewerb hoffnungslos zurückfallen.

Das Handwerk: Im Handwerk fehlen bereits heute über 250.000 Fachkräfte. Ohne 
Zuwanderung würden Bauprojekte stillstehen, Reparaturen könnten nicht mehr durchgeführt 
werden, die Infrastruktur würde verfallen.

4.1.2 Die Implikationen für das Sozialsystem

Das deutsche Sozialversicherungssystem basiert auf dem Umlageverfahren: Die arbeitende 
Bevölkerung finanziert die Renten der älteren Generation. Ohne Zuwanderung würde dieses 
System kollabieren. Die Bertelsmann Stiftung hat berechnet, dass ohne Zuwanderung der 
Beitragssatz zur Rentenversicherung bis 2060 auf über 30% steigen müsste, während 
gleichzeitig das Rentenniveau drastisch sinken würde.

Ironischerweise tragen Migranten überproportional zur Finanzierung des Sozialsystems bei. 



Sie sind im Durchschnitt jünger als die deutsche Bevölkerung und zahlen mehr in die 
Sozialkassen ein, als sie an Leistungen beziehen. Eine Studie des Zentrums für Europäische 
Wirtschaftsforschung (ZEW) zeigt, dass Migranten dem deutschen Staat über ihre 
Lebenszeit einen Nettogewinn von durchschnittlich 3.300 Euro pro Kopf bringen.

4.2 Investitionsflucht und Kapitalabzug

4.2.1 Politische Instabilität als Investitionshemmnis

Internationale Investoren bewerten politische Stabilität als einen der wichtigsten Faktoren bei 
Investitionsentscheidungen. Die von der AfD angestrebte Polarisierung und gesellschaftliche 
Spaltung würde Deutschland zu einem Hochrisikoland machen. Die Ratingagenturen würden 
Deutschland herabstufen, was die Refinanzierungskosten des Staates dramatisch erhöhen 
würde.

Ein Blick auf andere Länder zeigt die Folgen: Als die Türkei unter Erdoğan einen autoritären 
Kurs einschlug, flossen binnen weniger Jahre über 100 Milliarden Dollar an ausländischen 
Investitionen ab. Die türkische Lira verlor über 80% ihres Wertes, die Inflation explodierte.

4.2.2 Brain Drain und Humankapitalverlust

Die gesellschaftliche Polarisierung und die Schaffung von Feindbildern würde zu einer 
massiven Abwanderung qualifizierter Arbeitskräfte führen. Besonders betroffen wären:

Wissenschaftler und Forscher: Deutschland würde seine Position als Forschungsstandort 
verlieren. Internationale Kooperationen würden beendet, Forschungsgelder gestrichen. Die 
Max-Planck-Gesellschaft, die Fraunhofer-Gesellschaft und andere Forschungseinrichtungen 
würden ihre besten Köpfe verlieren.

Fachkräfte mit Migrationshintergrund: Millionen von hochqualifizierten Menschen mit 
Migrationshintergrund würden Deutschland verlassen. Dies beträfe Ärzte, Ingenieure, IT-
Spezialisten, Unternehmer – Menschen, die wesentlich zum deutschen Wohlstand beitragen.

Junge, gut ausgebildete Deutsche: Auch viele Deutsche ohne Migrationshintergrund 
würden ein polarisiertes, international isoliertes Deutschland verlassen. Der Brain Drain 
würde Deutschland intellektuell und wirtschaftlich ausbluten lassen.

4.3 Der Zusammenbruch der Exportwirtschaft

4.3.1 Deutschland als Exportnation

Deutschland ist die drittgrößte Exportnation der Welt. Etwa 47% des deutschen 
Bruttoinlandsprodukts werden durch Exporte erwirtschaftet. Über 7 Millionen Arbeitsplätze 
hängen direkt vom Export ab, indirekt sind es noch viel mehr. Diese Exportstärke basiert auf 
drei Säulen: Qualität der Produkte, Verlässlichkeit als Partner und Integration in 
internationale Wertschöpfungsketten.

Die AfD-Strategie würde alle drei Säulen zerstören:

Qualitätsverlust durch Fachkräftemangel: Ohne qualifizierte Arbeitskräfte könnten 



deutsche Unternehmen ihre Qualitätsstandards nicht halten. "Made in Germany" würde 
seine Bedeutung verlieren.

Verlust der Verlässlichkeit: Ein Deutschland, das internationale Abkommen bricht und sich 
aus der internationalen Gemeinschaft zurückzieht, wäre kein verlässlicher Partner mehr. 
Lieferverträge würden gekündigt, neue Aufträge gingen an Konkurrenten.

Zerfall der Wertschöpfungsketten: Die moderne Produktion basiert auf komplexen 
internationalen Lieferketten. Ein isoliertes Deutschland wäre von diesen Ketten 
abgeschnitten. Die Just-in-Time-Produktion würde zusammenbrechen.

4.3.2 Handelskriege und Sanktionen

Die internationale Isolation würde zu Handelskriegen und Sanktionen führen. Demokratische 
Staaten würden Strafzölle auf deutsche Produkte erheben, Boykotte organisieren, 
Handelsabkommen kündigen. Die deutsche Automobilindustrie, der Maschinenbau, die 
Chemieindustrie – alle würden ihre wichtigsten Märkte verlieren.

Ein Beispiel: Allein die USA importieren jährlich deutsche Waren im Wert von über 120 
Milliarden Euro. Ein Handelskonflikt mit den USA würde Hunderttausende deutsche 
Arbeitsplätze kosten. Ähnliches gilt für China, die EU-Partner und andere wichtige 
Handelspartner.

4.4 Die Implosion des Finanzsystems

4.4.1 Euro-Austritt und Währungskrise

Ein Bruch mit der EU würde unweigerlich zum Euro-Austritt führen. Die Wiedereinführung 
der D-Mark hätte dramatische Folgen:

Massive Aufwertung: Experten schätzen, dass eine neue D-Mark sofort um 30-40% 
aufwerten würde. Deutsche Exporte würden schlagartig unkonkurrenzfähig, die 
Exportwirtschaft würde kollabieren.

Target2-Forderungen: Deutschland hat über das Target2-System Forderungen von über 
einer Billion Euro gegenüber anderen Euroländern. Bei einem Euro-Austritt würden diese 
Forderungen wertlos oder müssten in langwierigen Verhandlungen eingetrieben werden.

Bankenkrise: Deutsche Banken, die massiv in Euroanleihen investiert sind, würden 
enormous Verluste erleiden. Eine Bankenkrise wie 2008, nur schlimmer, wäre die Folge.

4.4.2 Staatsbankrott als reale Gefahr

Die Kombination aus wirtschaftlichem Kollaps, explodierenden Sozialkosten und 
wegbrechenden Steuereinnahmen würde Deutschland an den Rand des Staatsbankrotts 
bringen. Die Staatsverschuldung würde explodieren, während gleichzeitig die 
Refinanzierungsmöglichkeiten wegbrechen würden. Deutschland würde zum Griechenland 
Europas – nur ohne Rettungsschirm.



5. Internationale Isolation: Deutschland als Paria-Staat 

5.1 Der Bruch mit der Europäischen Union 

5.1.1 Artikel 7 EUV-Verfahren 

Die Umsetzung der AfD-Strategie würde unweigerlich ein Artikel 7-Verfahren auslösen. Die 
systematische Diskriminierung, die Verletzung von Minderheitenrechten und die 
Untergrabung der Rechtsstaatlichkeit würden die EU zum Handeln zwingen. Die 
Erfahrungen mit Polen unter der PiS-Regierung und Ungarn unter Viktor Orbán zeigen, wie 
die EU auf autoritäre Tendenzen reagiert. Beide Länder wurden mit 
Vertragsverletzungsverfahren überzogen und verloren Milliarden an EU-Fördergeldern.

Für Deutschland wären die Konsequenzen noch dramatischer. Als größtes EU-Mitglied und 
historisch belastete Nation würde Deutschland besonders streng beurteilt. Die EU könnte 
nicht tatenlos zusehen, wie das Land, das einst den Holocaust verübte, erneut einen Weg 
der systematischen Ausgrenzung und Diskriminierung einschlägt.

5.1.2 Der Verlust der EU-Mitgliedschaft

Im Extremfall könnte die Umsetzung der AfD-Strategie zum Ausschluss Deutschlands aus 
der EU führen. Zwar sieht Artikel 50 EUV nur den freiwilligen Austritt vor, doch bei 
fundamentalen Verstößen gegen die Grundwerte könnte die EU zu drastischen Maßnahmen 
greifen. Die anderen Mitgliedstaaten könnten Deutschland de facto isolieren, alle 
Kooperationen einstellen und damit einen Verbleib in der Union unmöglich machen.

Die wirtschaftlichen Folgen wären verheerend. Deutschland würde den Zugang zum 
Binnenmarkt mit 450 Millionen Verbrauchern verlieren. Zölle würden wieder eingeführt, 
Grenzkontrollen würden den Warenverkehr lahmlegen. Allein die Wiedereinführung von 
Grenzkontrollen würde nach Schätzungen des ifo-Instituts jährliche Kosten von über 10 
Milliarden Euro verursachen. Die komplexen Lieferketten der deutschen Industrie, die auf 
dem freien Warenverkehr basieren, würden zusammenbrechen.

5.2 Das Ende der transatlantischen Partnerschaft

5.2.1 NATO-Ausschluss und Sicherheitsvakuum

Die NATO basiert auf gemeinsamen demokratischen Werten. Die Präambel des 
Nordatlantikvertrags betont die Entschlossenheit der Mitglieder, "die Freiheit, das 
gemeinsame Erbe und die Zivilisation ihrer Völker, die auf den Grundsätzen der Demokratie, 
der Freiheit der Person und der Herrschaft des Rechts beruhen, zu gewährleisten."

Ein Deutschland unter AfD-Führung, das systematisch demokratische Prinzipien untergräbt 
und Menschenrechte verletzt, wäre mit diesen Werten unvereinbar. Die NATO-Partner, 
insbesondere die USA, würden die Zusammenarbeit einstellen. Deutschland würde den 
nuklearen Schutzschirm verlieren und müsste seine Verteidigung allein organisieren.

Die sicherheitspolitischen Konsequenzen wären dramatisch. Deutschland müsste seine 
Verteidigungsausgaben massiv erhöhen, um die fehlende NATO-Unterstützung zu 



kompensieren. Experten schätzen, dass die Verteidigungsausgaben von derzeit etwa 50 
Milliarden Euro auf über 150 Milliarden Euro jährlich steigen müssten. Dies bei 
gleichzeitigem wirtschaftlichen Kollaps und wegbrechenden Steuereinnahmen.

5.2.2 Technologische Isolation

Die USA und andere westliche Staaten würden den Technologietransfer nach Deutschland 
stoppen. Der Zugang zu kritischen Technologien in Bereichen wie Halbleiterproduktion, 
Künstliche Intelligenz, Quantencomputing und Biotechnologie würde verwehrt. Deutsche 
Unternehmen würden von internationalen Forschungskooperationen ausgeschlossen.

Ein Beispiel verdeutlicht die Tragweite: Die deutsche Automobilindustrie ist bei der 
Entwicklung autonomer Fahrzeuge auf amerikanische Technologie angewiesen. Ohne 
Zugang zu den Entwicklungen von Google, Tesla oder Intel würde die deutsche 
Autoindustrie den Anschluss verlieren und innerhalb weniger Jahre technologisch obsolet 
werden.

5.3 Globale Ächtung und diplomatische Isolation

5.3.1 Ausschluss aus internationalen Organisationen

Deutschland würde seinen Einfluss in allen wichtigen internationalen Organisationen 
verlieren:

Vereinte Nationen: Der angestrebte ständige Sitz im UN-Sicherheitsrat wäre endgültig 
verloren. Deutschland könnte sogar das Stimmrecht in der UN-Generalversammlung 
verlieren, wie es bei Südafrika während der Apartheid der Fall war.

G7/G20: Deutschland würde aus den Gruppen der führenden Industrie- und 
Schwellenländer ausgeschlossen. Damit verlöre es jeglichen Einfluss auf die globale 
Wirtschafts- und Finanzpolitik.

OECD: Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung würde 
Deutschland die Mitgliedschaft entziehen. Der Zugang zu wichtigen wirtschaftlichen Daten 
und Analysen ginge verloren.

Europarat: Als Hüter der Menschenrechte in Europa könnte der Europarat Deutschland die 
Mitgliedschaft entziehen, wie es bei Griechenland während der Militärdiktatur geschah.

5.3.2 Kulturelle und wissenschaftliche Isolation

Die internationale Wissenschaftsgemeinschaft würde die Zusammenarbeit mit deutschen 
Institutionen beenden. Deutsche Universitäten würden von internationalen Rankings 
ausgeschlossen, Austauschprogramme wie Erasmus würden beendet. Die deutsche 
Wissenschaft, die von internationaler Kooperation lebt, würde in die Bedeutungslosigkeit 
absinken. Kulturell würde Deutschland zum Paria werden. Internationale Künstler würden 
Auftritte in Deutschland verweigern, deutsche Kulturschaffende würden boykottiert. Die 
Berlinale, die Documenta, die Bayreuther Festspiele – alle würden ihre internationale 
Bedeutung verlieren.



6. Die Zerstörung der Jugend: Radikalisierung und 
Manipulation

6.1 Die perfide Strategie der Jugendmanipulation

Das Strategiepapier identifiziert explizit "Jungwähler, insbesondere junge Männer" als 
primäre Zielgruppe. Diese gezielte Ansprache junger Menschen für extremistische Zwecke 
stellt eine besondere Gefährdung dar und verletzt fundamentale Prinzipien des 
Jugendschutzes und der Kinderrechte.

6.1.1 Psychologische Manipulation und ihre Folgen

Die Entwicklungspsychologie zeigt, dass junge Menschen in der Phase der Identitätsfindung 
besonders anfällig für extremistische Ideologien sind. Erik Eriksons Theorie der 
psychosozialen Entwicklung beschreibt die Adoleszenz als Phase der Identität versus 
Identitätsdiffusion. In dieser kritischen Phase suchen junge Menschen nach Orientierung und 
Zugehörigkeit.

Die AfD-Strategie nutzt diese Vulnerabilität gezielt aus. Durch die Konstruktion klarer 
Feindbilder ("woke Linke", "Gender-Ideologen") und die Angebote einfacher 
Identitätskonzepte ("stolze Deutsche", "echte Männer") werden komplexe gesellschaftliche 
Fragen auf binäre Oppositionen reduziert. Dies verhindert die Entwicklung differenzierten 
Denkens und kritischer Reflexionsfähigkeit.

Die langfristigen psychologischen Schäden sind erheblich:

Entwicklung von Angststörungen: Die ständige Beschwörung existenzieller Bedrohungen 
führt zu chronischen Angstzuständen. Studien zeigen, dass junge Menschen, die 
extremistischer Propaganda ausgesetzt sind, signifikant häufiger unter Angststörungen 
leiden.

Soziale Isolation: Die Konstruktion von Feindbildern führt zur Abkapselung von 
Andersdenkenden. Soziale Beziehungen werden zerstört, Freundschaften zerbrechen. Die 
Betroffenen geraten in extremistische Echokammern, aus denen sie nur schwer wieder 
herausfinden.

Gewaltbereitschaft: Die Polarisierung und Entmenschlichung des politischen Gegners 
senkt die Hemmschwelle für Gewalt. Die Radikalisierungsforschung zeigt einen klaren 
Zusammenhang zwischen extremistischer Rhetorik und Gewaltbereitschaft.

6.1.2 Geschlechtsspezifische Manipulation

Besonders perfide ist die explizite Fokussierung auf "junge Männer" mit traditionalistischen 
Geschlechterbildern. Diese Strategie nutzt die Verunsicherung junger Männer in einer sich 
wandelnden Gesellschaft aus und bietet toxische Männlichkeitskonzepte als Lösung an.

Die Forschung zu toxischer Maskulinität zeigt die verheerenden Folgen solcher Rollenbilder:

Emotionale Verkümmerung: Traditionelle Männlichkeitskonzepte verbieten den Ausdruck 



von Gefühlen außer Wut. Dies führt zu emotionaler Unreife und Beziehungsunfähigkeit.

Erhöhte Suizidgefahr: Junge Männer, die rigiden Männlichkeitsbildern folgen, haben ein 
signifikant erhöhtes Suizidrisiko. Sie können keine Hilfe suchen, da dies als "unmännlich" 
gilt.

Gewalt gegen Frauen: Toxische Männlichkeitskonzepte sind der stärkste Prädiktor für 
häusliche Gewalt und sexuelle Übergriffe. Die Objektifizierung von Frauen und die 
Vorstellung männlicher Überlegenheit legitimieren Gewalt.

6.2 Rechtliche Dimension: Verletzung des Jugendschutzes

6.2.1 Verstoß gegen das Jugendschutzgesetz

Das Jugendschutzgesetz (JuSchG) dient dem Schutz von Kindern und Jugendlichen vor 
Gefährdungen ihrer Entwicklung. § 4 JuSchG verbietet die Verbreitung von Inhalten, die die 
Entwicklung von Kindern und Jugendlichen zu eigenverantwortlichen und 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeiten beeinträchtigen.

Die systematische Indoktrination mit extremistischen Ideologien, die Förderung von Hass 
und die Vermittlung antidemokratischer Werte erfüllen eindeutig dieses Kriterium. Die 
Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Medien könnte Materialien, die auf der AfD-
Strategie basieren, indizieren.

6.2.2 Verletzung der UN-Kinderrechtskonvention

Deutschland hat die UN-Kinderrechtskonvention ratifiziert und sich damit verpflichtet, das 
Wohl des Kindes als vorrangigen Gesichtspunkt zu berücksichtigen. Artikel 13 garantiert die 
Meinungsfreiheit, Artikel 17 den Zugang zu Informationen, aber Artikel 29 definiert auch die 
Ziele der Bildung:

"Die Vertragsstaaten stimmen darin überein, dass die Bildung des Kindes darauf gerichtet 
sein muss, [...] dem Kind Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten [...] zu 
vermitteln; dem Kind Achtung vor seinen Eltern, seiner kulturellen Identität, seiner Sprache 
und seinen kulturellen Werten, den nationalen Werten des Landes, in dem es lebt, und 
gegebenenfalls des Landes, aus dem es stammt, sowie vor anderen Kulturen als der 
eigenen zu vermitteln."

Die AfD-Strategie verletzt diese Prinzipien fundamental. Statt Achtung vor anderen Kulturen 
zu vermitteln, wird Hass geschürt. Statt Menschenrechte zu achten, werden sie relativiert.

6.3 Bildungspolitische Katastrophe

6.3.1 Untergrabung der Demokratieerziehung

Die Kultusministerkonferenz hat in ihrem Beschluss zur Demokratieerziehung festgehalten, 
dass Schulen die Aufgabe haben, Schüler zu mündigen Bürgern einer demokratischen 
Gesellschaft zu erziehen. Dies umfasst die Vermittlung demokratischer Werte, die Förderung 
kritischen Denkens und die Befähigung zur politischen Teilhabe.



Die AfD-Strategie konterkariert diese Bemühungen systematisch:

Wissenschaftsfeindlichkeit: Die Ablehnung wissenschaftlicher Erkenntnisse, insbesondere 
in Bereichen wie Klimawandel und Gender Studies, untergräbt die wissenschaftliche Bildung. 
Schüler werden dazu angehalten, Fakten zu leugnen und Verschwörungstheorien zu 
glauben.

Geschichtsrevisionismus: Die Relativierung historischer Verbrechen und die Konstruktion 
eines völkischen Geschichtsbilds verhindern die kritische Auseinandersetzung mit der 
deutschen Geschichte.

Autoritäre Erziehung: Die Förderung von Gehorsam und Unterordnung statt kritischem 
Denken produziert unmündige Bürger, die anfällig für autoritäre Führer sind.

6.3.2 Brain Drain und Bildungskollaps

Die besten Lehrer und Professoren würden ein Deutschland unter AfD-Herrschaft verlassen. 
Internationale Studierende würden fernbleiben, deutsche Studierende würden im Ausland 
studieren und nicht zurückkehren. Die deutschen Universitäten, einst Zentren der 
Wissenschaft und Aufklärung, würden zu Propagandainstitutionen verkommen.

Die PISA-Studien zeigen bereits heute, dass Deutschland bei der Bildung zurückfällt. Unter 
der AfD würde dieser Niedergang sich beschleunigen. Deutschland würde von einer 
Wissensgesellschaft zu einer Gesellschaft der Ignoranz.

7. Sicherheitspolitische Implosion: Gewalt, Terror und 
Bürgerkrieg

7.1 Die Eskalationsspirale der Gewalt

7.1.1 Von verbaler zu physischer Gewalt

Die Forschung zur politischen Gewalt zeigt einen klaren Zusammenhang zwischen 
extremistischer Rhetorik und physischer Gewalt. Die Sozialpsychologin Susan Fiske hat in 
ihren Studien zum "Kontinuum der Gewalt" gezeigt, wie Entmenschlichung und 
Dämonisierung die Vorstufen physischer Gewalt sind.

Die AfD-Strategie, "unversöhnliche Lager" zu schaffen und den politischen Gegner als 
existenzielle Bedrohung darzustellen, senkt die Hemmschwelle für Gewalt dramatisch. Die 
Geschichte zeigt, wohin das führt: Die Weimarer Republik zerbrach nicht zuletzt an der 
Straßengewalt zwischen politischen Lagern.

Bereits heute zeigen die Statistiken einen besorgniserregenden Trend:

Politisch motivierte Gewalt: Die Zahl politisch motivierter Gewalttaten hat in den letzten 
Jahren stetig zugenommen. Besonders rechtsextreme Gewalt ist auf einem Höchststand.

Angriffe auf Politiker: Kommunalpolitiker, besonders solche mit Migrationshintergrund oder 



die sich für Flüchtlinge einsetzen, werden zunehmend bedroht und angegriffen. Der Mord an 
Walter Lübcke war nur die Spitze des Eisbergs.

Bürgerwehren und Milizen: In einigen Regionen bilden sich bereits paramilitärische 
Strukturen, die sich auf einen "Bürgerkrieg" vorbereiten. Die AfD-Strategie würde diese 
Entwicklung legitimieren und beschleunigen.

7.1.2 Rechtsterrorismus als logische Konsequenz

Die systematische Radikalisierung und die Konstruktion von Feindbildern führen 
unweigerlich zu terroristischen Anschlägen. Die Anschläge von Halle und Hanau, die 
Mordserie des NSU, der Mord an Walter Lübcke – all diese Taten wurden von Menschen 
verübt, die sich durch extremistische Rhetorik radikalisiert hatten.

Die Sicherheitsbehörden warnen eindringlich vor der steigenden Gefahr des 
Rechtsterrorismus. Das Bundesamt für Verfassungsschutz zählt über 13.000 gewaltbereite 
Rechtsextremisten in Deutschland. Unter einer AfD-Regierung würden diese Kräfte sich 
legitimiert fühlen und ihre Gewalt eskalieren.

7.2 Der Zusammenbruch der Sicherheitsarchitektur

7.2.1 Unterwanderung der Sicherheitsbehörden

Die AfD-Strategie würde zu einer systematischen Unterwanderung der Sicherheitsbehörden 
führen. Extremisten würden in Schlüsselpositionen gehievt, demokratisch gesinnte Beamte 
würden entfernt oder kaltgestellt. Die Erfahrungen aus anderen Ländern zeigen, wie schnell 
Sicherheitsbehörden zu Instrumenten autoritärer Regime werden können.

Bereits heute gibt es besorgniserregende Anzeichen:

Rechtsextreme Netzwerke: In Polizei und Bundeswehr wurden wiederholt rechtsextreme 
Netzwerke aufgedeckt. Diese würden unter einer AfD-Regierung nicht bekämpft, sondern 
gefördert.

Waffendiebstähle: Immer wieder verschwinden Waffen und Munition aus Beständen der 
Sicherheitsbehörden. Diese landen oft bei rechtsextremen Gruppen, die sich auf einen "Tag 
X" vorbereiten.

Feindeslisten: Rechtsextreme führen Listen mit Zehntausenden Namen von "Feinden", die 
am "Tag X" ermordet werden sollen. Unter einer AfD-Regierung würden diese Listen zu 
Todeslisten.

7.2.2 Bürgerkriegsähnliche Zustände

Die logische Konsequenz der Polarisierungsstrategie wären bürgerkriegsähnliche Zustände. 
Wenn sich wirklich "unversöhnliche Lager" gegenüberstehen, ist Gewalt unvermeidlich. Die 
Beispiele aus anderen Ländern sind erschreckend:

Jugoslawien: Die systematische ethnische Polarisierung führte zu einem blutigen 
Bürgerkrieg mit über 100.000 Toten.



Ruanda: Die Konstruktion von Feindbildern und die Entmenschlichung der Tutsi führte zum 
Genozid mit über 800.000 Toten.

Nordirland: Der Konflikt zwischen protestantischen und katholischen Lagern kostete über 
3.500 Menschen das Leben und traumatisierte Generationen.

Deutschland ist nicht immun gegen solche Entwicklungen. Die Weimarer Republik zeigt, wie 
schnell eine Demokratie in Chaos und Gewalt versinken kann.

8. Rechtliche Gegenwehr: Die wehrhafte Demokratie

8.1 Verfassungsschutz und Beobachtung

8.1.1 Die Rolle des Verfassungsschutzes

Das Bundesamt für Verfassungsschutz hat die Aufgabe, verfassungsfeindliche 
Bestrebungen zu beobachten und die Öffentlichkeit darüber zu informieren. Die AfD wird 
bereits in mehreren Bundesländern als Verdachtsfall oder gesichert extremistische 
Bestrebung beobachtet. Das vorliegende Strategiepapier liefert weitere Belege für die 
Verfassungsfeindlichkeit der Partei.

Die Beobachtung durch den Verfassungsschutz hat wichtige Konsequenzen:

Informationssammlung: Der Verfassungsschutz kann nachrichtendienstliche Mittel 
einsetzen, um Informationen über die AfD zu sammeln. Dies umfasst die Observation von 
Personen, das Abhören von Kommunikation und den Einsatz von V-Leuten.

Öffentliche Warnung: Der Verfassungsschutz kann und muss die Öffentlichkeit vor 
verfassungsfeindlichen Bestrebungen warnen. Dies ist ein wichtiges Instrument der 
wehrhaften Demokratie.

Grundlage für weitere Maßnahmen: Die Erkenntnisse des Verfassungsschutzes können 
Grundlage für weitere Maßnahmen sein, wie den Entzug der Parteienfinanzierung oder ein 
Parteiverbotsverfahren.

8.1.2 Grenzen und Probleme

Allerdings zeigt die Erfahrung auch die Grenzen des Verfassungsschutzes:

Unterwanderung: Es gibt Hinweise darauf, dass auch der Verfassungsschutz von 
extremistischen Kräften unterwandert ist. Der Fall des Verfassungsschutzpräsidenten 
Maaßen, der die AfD verharmloste, ist nur ein Beispiel.

Rechtliche Hürden: Die AfD nutzt geschickt rechtliche Mittel, um sich gegen die 
Beobachtung zu wehren. Langwierige Gerichtsverfahren verzögern notwendige 
Maßnahmen.

Politische Einflussnahme: Der Verfassungsschutz ist nicht unabhängig von politischer 
Einflussnahme. In einigen Bundesländern wird die Beobachtung der AfD aus politischen 



Gründen verhindert oder verzögert.

8.2 Das Parteiverbotsverfahren nach Art. 21 GG

8.2.1 Die rechtlichen Voraussetzungen

Artikel 21 Absatz 2 des Grundgesetzes bestimmt: "Parteien, die nach ihren Zielen oder nach 
dem Verhalten ihrer Anhänger darauf ausgehen, die freiheitlich demokratische 
Grundordnung zu beeinträchtigen oder zu beseitigen oder den Bestand der Bundesrepublik 
Deutschland zu gefährden, sind verfassungswidrig."

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner NPD-Entscheidung von 2017 die Hürden für ein 
Parteiverbot sehr hoch gelegt. Eine Partei muss nicht nur verfassungsfeindliche Ziele 
verfolgen, sondern auch die "Potentialität" haben, diese umzusetzen.

Das AfD-Strategiepapier liefert starke Indizien dafür, dass beide Kriterien erfüllt sind:

Verfassungsfeindliche Ziele: Die systematische Untergrabung demokratischer Prinzipien, 
die Schaffung "unversöhnlicher Lager", die Diskriminierung von Minderheiten – all das sind 
eindeutig verfassungsfeindliche Ziele.

Potentialität: Mit etwa 20% Wählerzustimmung und der expliziten Strategie, Mehrheiten zu 
erreichen, hat die AfD durchaus das Potential, ihre verfassungsfeindlichen Ziele 
umzusetzen. Anders als die NPD, die das Gericht als zu unbedeutend ansah, ist die AfD 
eine reale Gefahr.

8.2.2 Politische und praktische Erwägungen

Trotz der rechtlichen Möglichkeit eines Parteiverbots gibt es gewichtige Argumente dagegen:

Märtyrer-Effekt: Ein Verbotsverfahren könnte die AfD zum Märtyrer machen und ihre 
Unterstützung sogar erhöhen.

Untergrundbewegung: Ein Verbot könnte dazu führen, dass die Bewegung in den 
Untergrund geht und noch radikaler wird.

Internationale Wahrnehmung: Ein Parteiverbot könnte international als undemokratisch 
wahrgenommen werden.

Andererseits zeigt die Geschichte, dass das Zögern bei der Bekämpfung extremistischer 
Parteien fatal sein kann. Die Weimarer Republik scheiterte auch daran, dass sie zu spät und 
zu zögerlich gegen die NSDAP vorging.

8.3 Weitere rechtliche Instrumente

8.3.1 Entzug der staatlichen Parteienfinanzierung

Nach § 18 Abs. 7 des Parteiengesetzes kann verfassungsfeindlichen Parteien die staatliche 
Finanzierung entzogen werden. Dies wäre ein wichtiger Schritt, um der AfD die finanziellen 
Mittel für ihre verfassungsfeindliche Agitation zu entziehen. Die AfD erhält jährlich Millionen 
Euro an staatlicher Parteienfinanzierung. Diese Gelder werden verwendet, um die 



verfassungsfeindliche Strategie umzusetzen. Der Entzug dieser Mittel würde die 
Handlungsfähigkeit der Partei erheblich einschränken.

8.3.2 Strafrechtliche Verfolgung

Viele Aspekte der AfD-Strategie erfüllen Straftatbestände:

Volksverhetzung (§ 130 StGB): Die systematische Hetze gegen Minderheiten erfüllt den 
Tatbestand der Volksverhetzung.

Bildung krimineller Vereinigungen (§ 129 StGB): Die koordinierte Umsetzung 
verfassungsfeindlicher Ziele könnte als kriminelle Vereinigung gewertet werden.

Verfassungsfeindliche Verunglimpfung (§ 90a StGB): Die systematische Verunglimpfung 
des Staates und seiner Symbole ist strafbar.

Die konsequente strafrechtliche Verfolgung würde deutlich machen, dass die Demokratie 
sich wehrt.

9. Zivilgesellschaftliche Gegenwehr

9.1 Die Rolle der Zivilgesellschaft

Die wehrhafte Demokratie kann nicht allein auf staatliche Institutionen bauen. Die 
Zivilgesellschaft spielt eine entscheidende Rolle bei der Verteidigung der Demokratie. Dies 
umfasst verschiedene Akteure und Strategien:

9.1.1 Bildung und Aufklärung

Bildungseinrichtungen, von Schulen über Universitäten bis zu Volkshochschulen, müssen 
verstärkt demokratische Bildung vermitteln. Dies umfasst:

Medienkompetenz: Die Fähigkeit, Desinformation und Propaganda zu erkennen, ist 
essentiell in der digitalen Gesellschaft.

Geschichtsbewusstsein: Das Wissen um die deutsche Geschichte und die Fragilität der 
Demokratie immunisiert gegen extremistische Versuchungen.

Demokratiekompetenz: Das Verständnis demokratischer Prozesse und die Fähigkeit zur 
politischen Teilhabe stärken die Demokratie.

9.1.2 Bürgerbündnisse und Demonstrationen

Die Erfahrung zeigt, dass Massendemonstrationen ein wichtiges Signal gegen Extremismus 
setzen können. Die Demonstrationen gegen Rechtsextremismus nach den Anschlägen von 
Halle und Hanau mobilisierten Millionen Menschen. Solche Demonstrationen zeigen, dass 
die Mehrheit der Gesellschaft die Demokratie verteidigt.

Lokale Bürgerbündnisse spielen eine wichtige Rolle bei der Bekämpfung des Extremismus 



vor Ort. Sie organisieren Gegenproteste bei rechtsextremen Aufmärschen, unterstützen 
Opfer rechter Gewalt und schaffen demokratische Gegenöffentlichkeit.

9.2 Medien und Öffentlichkeit

9.2.1 Investigativer Journalismus

Investigative Journalisten spielen eine entscheidende Rolle bei der Aufdeckung 
extremistischer Netzwerke und Strategien. Die Veröffentlichung des AfD-Strategiepapiers 
selbst ist ein Beispiel für die Wichtigkeit investigativen Journalismus.

Medien müssen ihrer Verantwortung als "vierte Gewalt" gerecht werden:

Faktenchecks: Die systematische Überprüfung und Widerlegung von Falschinformationen 
ist essentiell.

Aufklärung: Die Berichterstattung über die wahren Ziele und Methoden extremistischer 
Parteien informiert die Öffentlichkeit.

Plattform-Verweigerung: Medien sollten Extremisten keine unkritische Plattform bieten.

9.2.2 Soziale Medien und digitale Gegenwehr

Die digitale Sphäre ist ein zentrales Schlachtfeld im Kampf um die Demokratie. Extremisten 
nutzen soziale Medien geschickt für ihre Propaganda. Dem muss entgegengewirkt werden:

Counter-Narratives: Demokratische Kräfte müssen eigene Narrative entwickeln und 
verbreiten.

Deplatforming: Plattformen müssen konsequent gegen Hassrede und Desinformation 
vorgehen.

Digitale Zivilcourage: Nutzer müssen Hassrede melden und widersprechen.

9.3 Wirtschaft und Arbeitswelt

9.3.1 Unternehmerische Verantwortung

Unternehmen haben eine gesellschaftliche Verantwortung. Sie können und müssen zur 
Verteidigung der Demokratie beitragen:

Diversity-Programme: Unternehmen, die Vielfalt fördern, wirken der Polarisierung 
entgegen.

Politische Positionierung: Unternehmen sollten klar Position für Demokratie und gegen 
Extremismus beziehen.

Wirtschaftlicher Druck: Unternehmen können extremistischen Medien Werbegelder 



entziehen und extremistische Veranstaltungen nicht unterstützen.

9.3.2 Gewerkschaften als Bollwerk

Gewerkschaften haben historisch eine wichtige Rolle bei der Verteidigung der Demokratie 
gespielt. Sie müssen diese Rolle wieder stärker wahrnehmen:

Politische Bildung: Gewerkschaften können ihre Mitglieder über die Gefahren des 
Extremismus aufklären.

Solidarität: Gewerkschaften verteidigen die Rechte aller Arbeitnehmer, unabhängig von 
Herkunft oder Religion.

Mobilisierung: Gewerkschaften können ihre Mitglieder für Demonstrationen und politische 
Aktionen mobilisieren.

10. Internationale Dimension der Gegenwehr 

10.1 Europäische Solidarität 

10.1.1 Der Rechtsstaatsmechanismus

Die Europäische Union hat aus den Erfahrungen mit Polen und Ungarn gelernt und ihre 
Instrumente zur Verteidigung der Rechtsstaatlichkeit verschärft. Der 2020 eingeführte 
Rechtsstaatsmechanismus ermöglicht es, EU-Mittel bei Verstößen gegen rechtsstaatliche 
Prinzipien zu kürzen oder zu streichen.

Für Deutschland würde dies bedeuten:

Strukturfonds: Deutschland erhält jährlich etwa 7 Milliarden Euro aus EU-Strukturfonds. 
Diese Gelder würden bei Rechtsstaatsverstößen eingefroren. Besonders betroffen wären 
ironischerweise die ostdeutschen Bundesländer, in denen die AfD besonders stark ist.

Forschungsförderung: Deutsche Universitäten und Forschungseinrichtungen erhalten 
Milliarden aus EU-Forschungsprogrammen wie Horizon Europe. Diese Förderung würde 
wegfallen, was die deutsche Wissenschaft weiter schwächen würde.

Agrarsubventionen: Deutsche Landwirte erhalten jährlich etwa 6 Milliarden Euro an EU-
Agrarsubventionen. Der Wegfall würde viele Betriebe in den Ruin treiben.

10.1.2 Diplomatischer und wirtschaftlicher Druck

Die EU-Mitgliedstaaten würden koordiniert Druck auf Deutschland ausüben:

Diplomatische Isolation: Deutsche Vertreter würden von informellen Treffen 
ausgeschlossen, wichtige Entscheidungen würden ohne Deutschland getroffen.

Wirtschaftssanktionen: Auch ohne formelle Sanktionen würden Unternehmen aus anderen 
EU-Ländern die Zusammenarbeit mit deutschen Partnern überdenken. Lieferketten würden 



umgeleitet, Investitionen zurückgefahren.

Grenzkontrollen: Andere EU-Staaten könnten Grenzkontrollen zu Deutschland 
wiedereinführen, was den Warenverkehr massiv behindern würde.

10.2 Transatlantische Reaktionen

10.2.1 Die Rolle der USA

Die Vereinigten Staaten würden auf eine autoritäre Wende in Deutschland mit scharfen 
Maßnahmen reagieren:

Militärischer Abzug: Die USA unterhalten noch immer bedeutende Militärbasen in 
Deutschland mit etwa 35.000 Soldaten. Diese würden abgezogen, was nicht nur 
sicherheitspolitische, sondern auch massive wirtschaftliche Folgen hätte. Die US-Streitkräfte 
generieren jährlich etwa 2 Milliarden Euro Wirtschaftsleistung in Deutschland.

Technologie-Embargo: Die USA würden den Export kritischer Technologien nach 
Deutschland verbieten. Dies würde besonders die deutsche Industrie treffen, die auf 
amerikanische Hochtechnologie angewiesen ist.

Finanzielle Sanktionen: Das US-Finanzsystem ist das Rückgrat der globalen 
Finanzarchitektur. Sanktionen gegen deutsche Banken würden diese vom internationalen 
Zahlungsverkehr abschneiden.

10.2.2 Die "Five Eyes" und weitere Verbündete

Die Geheimdienstallianz "Five Eyes" (USA, Großbritannien, Kanada, Australien, 
Neuseeland) würde die Zusammenarbeit mit deutschen Diensten beenden. Deutschland 
würde von wichtigen Informationen über Terrorismus und andere Sicherheitsbedrohungen 
abgeschnitten.

Andere demokratische Verbündete würden folgen:

Japan und Südkorea: Als wichtige Wirtschaftspartner würden sie Handelsbeziehungen 
überdenken.

Israel: Die besondere Beziehung zu Israel würde zerbrechen, was angesichts der 
historischen Verantwortung Deutschlands besonders schwerwiegend wäre.

Demokratien weltweit: Von Indien über Brasilien bis Südafrika würden demokratische 
Staaten Deutschland meiden.

10.3 Internationale Organisationen

10.3.1 Die Vereinten Nationen

In der UN würde Deutschland massiv an Einfluss verlieren:

Sicherheitsrat: Der angestrebte ständige Sitz wäre endgültig verloren.



UN-Organisationen: Deutsche würden aus Führungspositionen in UN-Organisationen 
entfernt.

Peacekeeping: Deutschland würde von UN-Friedensmissionen ausgeschlossen.

Die UN-Menschenrechtskommission würde Deutschland untersuchen und verurteilen. 
Sonderberichterstatter würden entsandt, um Menschenrechtsverletzungen zu 
dokumentieren.

10.3.2 Weitere internationale Organisationen

IWF und Weltbank: Deutschland würde seinen Einfluss in diesen wichtigen 
Finanzinstitutionen verlieren.

WTO: Handelsstreitigkeiten würden sich häufen, Deutschland würde regelmäßig verurteilt.

OSZE: Die Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa würde 
Wahlbeobachter entsenden und Deutschlands demokratische Defizite anprangern.

11. Psychosoziale Folgen: Das Trauma einer gespaltenen 
Gesellschaft

11.1 Kollektives Trauma und gesellschaftliche Narben

11.1.1 Die Psychologie der Spaltung

Die bewusste Spaltung einer Gesellschaft in "unversöhnliche Lager" hinterlässt tiefe 
psychologische Narben. Die Forschung zu gesellschaftlichen Traumata, insbesondere die 
Arbeiten von Vamık Volkan zur Großgruppenidentität, zeigt die langfristigen Folgen solcher 
Spaltungen.

Transgenerationale Traumatisierung: Traumata werden über Generationen 
weitergegeben. Kinder, die in einer gespaltenen, von Hass geprägten Gesellschaft 
aufwachsen, tragen diese Erfahrungen ihr Leben lang mit sich. Die Forschung zur Epigenetik 
zeigt sogar, dass Traumata zu genetischen Veränderungen führen können, die vererbt 
werden.

Verlust des Urvertrauens: In einer polarisierten Gesellschaft geht das grundlegende 
Vertrauen in Mitmenschen und Institutionen verloren. Menschen leben in ständiger Angst 
und Misstrauen. Dies führt zu einer Vielzahl psychischer Erkrankungen.

Identitätskrisen: Wenn die Gesellschaft in verfeindete Lager zerfällt, müssen Menschen 
sich entscheiden. Familien zerbrechen, Freundschaften enden, soziale Netzwerke 
kollabieren. Die individuelle Identität wird auf die Gruppenzugehörigkeit reduziert.



11.1.2 Die Epidemie psychischer Erkrankungen

Die gesellschaftliche Spaltung würde zu einer massiven Zunahme psychischer 
Erkrankungen führen:

Depressionen: Die Hoffnungslosigkeit und der Verlust sozialer Bindungen führen zu einer 
Epidemie von Depressionen. Die WHO schätzt, dass in Konfliktgesellschaften bis zu 25% 
der Bevölkerung an Depressionen leiden.

Angststörungen: Die ständige Bedrohung und Unsicherheit führen zu generalisierten 
Angststörungen, Panikattacken und Phobien.

Posttraumatische Belastungsstörungen: Opfer von Gewalt und Zeugen traumatischer 
Ereignisse entwickeln PTBS mit lebenslangen Folgen.

Substanzmissbrauch: Als Bewältigungsmechanismus greifen viele Menschen zu Alkohol 
und Drogen. Die Suchtproblematik explodiert.

11.2 Der Zerfall sozialer Strukturen

11.2.1 Familiäre Zerstörung

Die Polarisierung würde mitten durch Familien gehen:

Generationenkonflikte: Junge Menschen, die mit extremistischen Ideologien indoktriniert 
wurden, wenden sich gegen ihre Eltern. Der Respekt vor älteren Generationen geht verloren.

Partnerschaften zerbrechen: Unterschiedliche politische Überzeugungen führen zu 
Trennungen und Scheidungen. Die Scheidungsrate würde dramatisch ansteigen.

Kinder als Opfer: Kinder leiden am meisten unter familiären Konflikten. Sie werden 
instrumentalisiert, müssen sich für eine Seite entscheiden, verlieren sichere Bindungen.

11.2.2 Soziale Atomisierung

Robert Putnam hat in "Bowling Alone" den Verlust sozialen Kapitals in modernen 
Gesellschaften beschrieben. Die AfD-Strategie würde diesen Prozess extrem beschleunigen:

Vereinsleben kollabiert: Sportvereine, Kulturvereine, Bürgerinitiativen – überall würden 
politische Konflikte ausbrechen. Das reiche deutsche Vereinsleben würde zerstört.

Nachbarschaften zerfallen: Nachbarn würden zu Feinden. Die gegenseitige Hilfe und 
Solidarität, die Gesellschaften zusammenhält, würde verschwinden.

Ehrenamt bricht zusammen: Freiwillige Feuerwehren, Hilfsorganisationen, soziale Dienste 
– alle würden unter politischen Konflikten leiden. Die Zivilgesellschaft würde erodieren.

11.3 Kulturelle Verödung

11.3.1 Das Ende der kulturellen Vielfalt



Deutschland hat eine reiche, vielfältige Kulturlandschaft. Diese würde unter der AfD-
Herrschaft veröden:

Zensur und Selbstzensur: Künstler würden zensiert oder würden sich selbst zensieren aus 
Angst vor Repressionen. Kritische Kunst würde verschwinden.

Kultureller Exodus: Die besten Künstler, Musiker, Schriftsteller würden Deutschland 
verlassen. Berlin würde seinen Status als kulturelle Metropole verlieren.

Provinzialisierung: Ohne internationale Einflüsse würde die deutsche Kultur provinziell und 
rückwärtsgewandt. Innovation und Kreativität würden erstickt.

11.3.2 Wissenschaftlicher Niedergang

Die deutsche Wissenschaft, einst führend in der Welt, würde vollständig kollabieren:

Brain Drain: Die besten Wissenschaftler würden emigrieren. Nobelpreisträger, 
Spitzenforscher, innovative Denker – alle würden Deutschland verlassen.

Internationale Isolation: Ohne internationale Kooperationen keine Spitzenforschung. 
Deutsche Wissenschaftler würden von Konferenzen ausgeschlossen, von Publikationen 
ausgeschlossen, von Forschungsprojekten ausgeschlossen.

Ideologisierung: Wissenschaft würde ideologischen Vorgaben unterworfen. Forschung zu 
Klimawandel, Gender, Migration würde verboten oder manipuliert.

12. Ökonomischer Totalschaden: Die vollständige 
Wirtschaftsanalyse

12.1 Sektorale Zusammenbrüche

12.1.1 Automobilindustrie: Das Ende einer Ära

Die deutsche Automobilindustrie, das Herzstück der deutschen Wirtschaft, würde vollständig 
kollabieren:

Exporteinbruch: Deutsche Autos würden weltweit boykottiert. Der Exportanteil von über 
75% würde wegbrechen. Millionen Arbeitsplätze würden vernichtet.

Technologische Abkopplung: Ohne Zugang zu internationaler Technologie keine 
Elektromobilität, kein autonomes Fahren, keine Innovation. Deutsche Autos würden 
technologisch obsolet.

Lieferketten-Kollaps: Die hochkomplexen internationalen Lieferketten würden 
zusammenbrechen. Ohne Zulieferungen aus dem Ausland keine Produktion.

Standortschließungen: VW, BMW, Mercedes – alle würden Werke schließen und ins 
Ausland verlagern. Ganze Regionen würden deindustrialisiert.



12.1.2 Maschinenbau: Der Abstieg des Exportweltmeisters

Der deutsche Maschinenbau, Weltmarktführer in vielen Bereichen, würde seine Position 
verlieren:

Vertrauensverlust: Deutsche Maschinen werden gekauft wegen Qualität und 
Zuverlässigkeit. Ein unzuverlässiges, isoliertes Deutschland würde dieses Vertrauen 
zerstören.

Technologiediebstahl: Ohne Patentschutz und internationale Abkommen würde deutsche 
Technologie gestohlen und kopiert.

Finanzierungsprobleme: Große Maschinenbau-Projekte erfordern internationale 
Finanzierung. Diese würde wegfallen.

12.1.3 Chemieindustrie: Giftiger Niedergang

Die deutsche Chemieindustrie, eine der größten der Welt, würde vergiftet:

Rohstoffmangel: Ohne Importe keine Rohstoffe. Die Produktion würde stillstehen.

Umweltauflagen: Internationale Umweltstandards würden ignoriert, was zu weiterer 
Isolation führen würde.

Pharma-Kollaps: Die Pharmaindustrie, abhängig von internationaler Forschung und 
Zulassung, würde zusammenbrechen. Medikamentenknappheit wäre die Folge.

12.2 Finanzmarkt-Apokalypse

12.2.1 Bankensektor im freien Fall

Deutsche Banken würden in eine existenzielle Krise stürzen:

Abkopplung vom SWIFT-System: Der Ausschluss vom internationalen Zahlungsverkehr 
würde Banken handlungsunfähig machen.

Massenhafte Kreditausfälle: Unternehmen könnten Kredite nicht bedienen, Privatpersonen 
würden zahlungsunfähig.

Bank-Runs: Panische Bürger würden ihre Ersparnisse abheben. Banken müssten 
schließen.

Verstaatlichungswelle: Der Staat müsste Banken retten, was die Staatsverschuldung 
explodieren ließe.

12.2.2 Versicherungskollaps

Die Versicherungswirtschaft, ein Stabilitätsanker der Wirtschaft, würde zusammenbrechen:

Kapitalflucht: Versicherungen würden ihr Kapital ins Ausland transferieren.



Leistungsverweigerung: Internationale Rückversicherer würden Verträge kündigen. Ohne 
Rückversicherung keine Versicherung.

Sozialversicherungs-Implosion: Renten-, Kranken-, Arbeitslosenversicherung würden 
kollabieren. Soziale Sicherheit würde es nicht mehr geben.

12.3 Infrastruktur-Verfall

12.3.1 Verkehrsinfrastruktur

Ohne Investitionen und Fachkräfte würde die Infrastruktur verfallen:

Straßen: Schlaglöcher würden nicht repariert, Brücken würden einstürzen.

Schienen: Die Bahn, bereits heute problematisch, würde vollständig kollabieren.

Flughäfen: Internationale Airlines würden Deutschland meiden. Flughäfen würden zu 
Geisterhäfen.

12.3.2 Digitale Infrastruktur

Die Digitalisierung würde rückgängig gemacht:

Internet-Abkopplung: Internationale Provider würden Verbindungen kappen.

Cyber-Isolation: Ohne internationale Kooperation keine Cyber-Sicherheit. Deutschland 
würde zur Cyber-Kriegszone.

Technologie-Rückstand: Der bereits bestehende Digitalisierungsrückstand würde 
uneinholbar.

12.4 Energiekrise und Blackouts

12.4.1 Energieversorgung bricht zusammen

Ohne internationale Kooperation keine sichere Energieversorgung:

Importabhängigkeit: Deutschland importiert den Großteil seiner Energie. Lieferanten 
würden Verträge kündigen.

Netzinstabilität: Das europäische Stromnetz ist vernetzt. Eine Abkopplung würde zu 
Blackouts führen.

Erneuerbare Energien: Ohne internationale Technologie und Komponenten keine 
Energiewende.

12.4.2 Rückkehr zur Kohle

In der Verzweiflung würde Deutschland zur Kohle zurückkehren:

Klimakatastrophe: Die CO2-Emissionen würden explodieren.



Gesundheitsschäden: Luftverschmutzung würde zu massiven Gesundheitsproblemen 
führen.

Internationale Ächtung: Deutschland würde zum Klimaparia.

13. Die historische Dimension: Lehren aus der 
Vergangenheit

13.1 Weimarer Parallelen

13.1.1 Die Zerstörung der Mitte

Die Weimarer Republik scheiterte nicht zuletzt an der Polarisierung zwischen extremen 
Lagern. Die Mitte wurde zerrieben zwischen Kommunisten und Nationalsozialisten. Die AfD-
Strategie folgt exakt diesem Muster: Die demokratische Mitte soll zerstört werden, um in der 
Polarisierung die Macht zu ergreifen.

Die Historiker haben die Mechanismen des Weimarer Scheiterns detailliert analysiert:

Delegitimierung der Demokratie: Wie damals die NSDAP bezeichnet heute die AfD die 
demokratischen Institutionen als "System" und ihre Vertreter als "Altparteien".

Gewalteskalation: Die Straßenschlachten zwischen SA und Rotfrontkämpferbund haben 
ihre Parallele in heutigen Auseinandersetzungen zwischen Rechtsextremen und Antifa.

Notstandsrhetorik: Wie Hitler den Reichstagsbrand nutzte, würde die AfD Krisen 
instrumentalisieren, um Notstandsmaßnahmen zu rechtfertigen.

13.1.2 Das Versagen der Konservativen

Ein besonders tragischer Aspekt der Weimarer Geschichte war das Versagen der 
konservativen Eliten, die glaubten, Hitler "einrahmen" und kontrollieren zu können. Die 
heutige CDU/CSU steht vor einer ähnlichen Versuchung. Das Strategiepapier zeigt deutlich, 
dass die AfD die Union instrumentalisieren will.

Franz von Papen und die deutschnationalen Konservativen ermöglichten Hitlers 
Machtergreifung in der Illusion, ihn kontrollieren zu können. Innerhalb weniger Monate 
wurden sie entmachtet, viele wurden ermordet. Diese historische Lektion darf nicht 
vergessen werden.

13.2 Internationale historische Parallelen

13.2.1 Der Zerfall Jugoslawiens

Der Zerfall Jugoslawiens zeigt, wie schnell eine multiethnische Gesellschaft in Gewalt und 
Chaos versinken kann. Slobodan Milošević nutzte ethnischen Nationalismus, um an die 
Macht zu kommen. Die Folgen waren katastrophal: Über 130.000 Tote, Millionen 



Vertriebene, Völkermord.

Die Mechanismen waren dieselben, die die AfD anwendet:

Ethnische Mobilisierung: Die Konstruktion ethnischer Gegensätze wo vorher 
Zusammenleben war.

Medienpropaganda: Die Kontrolle der Medien zur Verbreitung von Hass.

Paramilitärische Gruppen: Die Bildung bewaffneter Gruppen, die Terror verbreiten.

13.2.2 Ruanda: Vom Hass zum Genozid

Der Genozid in Ruanda 1994 zeigt, wohin Entmenschlichung führen kann. Die Hutu-
Extremisten bezeichneten die Tutsi als "Kakerlaken", die ausgerottet werden müssten. 
Innerhalb von 100 Tagen wurden 800.000 Menschen ermordet.

Die Vorbereitung des Genozids folgte einem Muster, das Ähnlichkeiten zur AfD-Strategie 
aufweist:

Feindbildkonstruktion: Jahre der Propaganda bereiteten den Boden.

Radiosender: Der Hasssender Radio Mille Collines hetzte täglich.

Listen: Todeslisten wurden vorbereitet, wie heute bei deutschen Rechtsextremen.

13.3 Die Lehren der Geschichte

13.3.1 Wehret den Anfängen

Die wichtigste Lehre der Geschichte ist: Wehret den Anfängen. Extremistische Bewegungen 
müssen bekämpft werden, bevor sie zu stark werden. Die Appeasement-Politik gegenüber 
Hitler war ein fataler Fehler. Die Toleranz gegenüber extremistischen Kräften in der 
Hoffnung, sie würden sich mäßigen, hat nie funktioniert.

13.3.2 Die Fragilität der Demokratie

Die Geschichte zeigt, dass Demokratien nicht automatisch stabil sind. Sie müssen aktiv 
verteidigt werden. Die Weimarer Republik hatte eine der fortschrittlichsten Verfassungen 
ihrer Zeit – und scheiterte trotzdem. Institutionen allein reichen nicht, es braucht 
Demokraten, die sie verteidigen.

14. Lösungsansätze und Handlungsempfehlungen



14.1 Kurzfristige Maßnahmen

14.1.1 Sofortmaßnahmen der Sicherheitsbehörden

Verstärkte Beobachtung: Der Verfassungsschutz muss die AfD und ihr Umfeld intensiv 
beobachten. Die Erkenntnisse aus dem Strategiepapier rechtfertigen den Einsatz 
nachrichtendienstlicher Mittel.

Entwaffnung: Rechtsextremisten muss konsequent die waffenrechtliche Erlaubnis entzogen 
werden. Die legalen Waffen in rechtsextremen Kreisen sind eine tickende Zeitbombe.

Zerschlagung militanter Strukturen: Gruppen wie "Nordkreuz" oder "Gruppe S", die sich 
auf einen "Tag X" vorbereiten, müssen zerschlagen werden.

14.1.2 Juristische Schritte

Strafverfolgung: Volksverhetzung, Bedrohungen, Gewaltaufrufe müssen konsequent 
verfolgt werden.

Parteienfinanzierung: Die staatliche Finanzierung muss überprüft und gegebenenfalls 
entzogen werden.

Vereinsverbote: Extremistische Vereine im Umfeld der AfD müssen verboten werden.

14.2 Mittelfristige Strategien

14.2.1 Bildungsoffensive

Demokratiebildung: Massive Investitionen in politische Bildung an Schulen und 
Universitäten.

Medienkompetenz: Schüler müssen lernen, Fake News und Propaganda zu erkennen.

Geschichtsvermittlung: Die Lehren aus der deutschen Geschichte müssen vermittelt 
werden.

14.2.2 Soziale Maßnahmen

Bekämpfung sozialer Ungleichheit: Soziale Gerechtigkeit entzieht dem Extremismus den 
Nährboden.

Integration: Erfolgreiche Integration widerlegt die Propaganda der AfD.

Stärkung strukturschwacher Regionen: Investitionen in abgehängte Regionen verringern 
Frustration.

14.3 Langfristige Perspektiven

14.3.1 Demokratische Erneuerung



Bürgerbeteiligung: Mehr direkte Demokratie kann Politikverdrossenheit bekämpfen.

Transparenz: Transparente politische Prozesse schaffen Vertrauen.

Rechenschaftspflicht: Politiker müssen zur Verantwortung gezogen werden.

14.3.2 Gesellschaftlicher Dialog

Dialogforen: Räume für konstruktiven Austausch müssen geschaffen werden.

Versöhnung: Die Spaltung der Gesellschaft muss überwunden werden.

Gemeinsame Visionen: Eine positive Zukunftsvision kann Menschen einen.

15. Die Stunde der Demokratie

15.1 Die existenzielle Bedrohung

Das analysierte AfD-Strategiepapier offenbart eine existenzielle Bedrohung für die deutsche 
Demokratie. Es handelt sich nicht um normalen politischen Wettbewerb, sondern um einen 
Angriff auf die Grundfesten der freiheitlich-demokratischen Grundordnung. Die Strategie zielt 
auf nichts weniger als die Transformation Deutschlands in einen autoritären Staat, der mit 
den Werten des Grundgesetzes, des Völkerrechts und der europäischen Wertegemeinschaft 
bricht.

Die Analyse hat gezeigt, dass die Umsetzung dieser Strategie katastrophale Folgen hätte:

Politisch: Die Zerstörung der Demokratie und die Errichtung eines autoritären Regimes.

Wirtschaftlich: Der vollständige wirtschaftliche Kollaps mit Massenarbeitslosigkeit und 
Verarmung.

Gesellschaftlich: Die Spaltung und Traumatisierung der Gesellschaft mit unabsehbaren 
Folgen.

International: Die vollständige Isolation Deutschlands als Paria-Staat.

15.2 Die Verantwortung der Gegenwart

Wir stehen an einem historischen Wendepunkt. Die Entscheidungen der nächsten Jahre 
werden darüber bestimmen, ob Deutschland eine liberale Demokratie bleibt oder in den 
Autoritarismus abdriftet. Diese Verantwortung können wir nicht an andere delegieren. Jeder 
Bürger, jede Institution, jede Organisation ist gefordert.

Die Geschichte wird uns danach beurteilen, ob wir der Bedrohung entschlossen 
entgegengetreten sind oder ob wir durch Gleichgültigkeit, Feigheit oder Opportunismus dem 
Extremismus den Weg bereitet haben. Die Generation, die die Weimarer Republik scheitern 
ließ, kann sich nicht mehr rechtfertigen. Wir haben keine solche Entschuldigung.



15.3 Ein Aufruf zum Handeln

Diese Analyse ist mehr als eine wissenschaftliche Untersuchung. Sie ist ein Weckruf und ein 
Aufruf zum Handeln. Die Demokratie verteidigt sich nicht selbst. Sie braucht Demokraten, 
die für sie einstehen.

An die Politik: Zeigen Sie Rückgrat. Keine Zusammenarbeit mit Verfassungsfeinden, keine 
faulen Kompromisse, keine Anbiederung an extremistische Positionen.

An die Justiz: Wenden Sie das Recht konsequent an. Volksverhetzung, Bedrohung, Gewalt 
müssen verfolgt werden, egal von wem sie ausgehen.

An die Medien: Erfüllen Sie Ihre Verantwortung als vierte Gewalt. Klären Sie auf, decken 
Sie auf, geben Sie Extremisten keine unkritische Plattform.

An die Wirtschaft: Übernehmen Sie gesellschaftliche Verantwortung. Keine Unterstützung 
für Verfassungsfeinde, klare Kante für Demokratie und Vielfalt.

An die Zivilgesellschaft: Organisieren Sie sich. Demonstrieren Sie, protestieren Sie, 
engagieren Sie sich. Die Demokratie braucht Sie.

An jeden Einzelnen: Schweigen Sie nicht. Widersprechen Sie, wenn Hass verbreitet wird. 
Wählen Sie demokratisch. Engagieren Sie sich.

15.4 Hoffnung und Zuversicht

Trotz der düsteren Analyse gibt es Grund zur Hoffnung. Deutschland hat eine starke 
demokratische Tradition. Das Grundgesetz hat sich als robust erwiesen. Die Zivilgesellschaft 
ist wachsam. Die große Mehrheit der Deutschen steht zur Demokratie.

Die AfD ist nicht unbesiegbar. Ihre Strategie kann durchkreuzt werden. Aber es erfordert 
Entschlossenheit, Mut und Zusammenhalt. Die Geschichte zeigt: Demokratien können 
Extremismus überwinden, wenn sie sich ihrer Werte bewusst sind und entschlossen 
handeln.

Deutschland hat nach der Katastrophe des Nationalsozialismus eine beispielhafte 
Demokratie aufgebaut. Diese Errungenschaft dürfen wir nicht verspielen. Die Verantwortung 
vor der Geschichte, vor unseren Kindern und vor uns selbst gebietet es, jetzt zu handeln.

15.5 Schlusswort

Das AfD-Strategiepapier "Deutschland politisch gestalten" ist ein Dokument des 
demokratischen Umsturzes. Es offenbart die wahren Absichten einer Partei, die sich als 
demokratische Alternative präsentiert, aber in Wahrheit die Demokratie zerstören will.

Diese wissenschaftliche Analyse hat die vielfältigen Dimensionen der Bedrohung aufgezeigt: 
verfassungsrechtlich, strafrechtlich, völkerrechtlich, wirtschaftlich, gesellschaftlich, 
psychologisch und historisch. Die Evidenz ist überwältigend: Die AfD-Strategie ist nicht nur 
gefährlich, sie ist eine existenzielle Bedrohung für alles, was Deutschland nach 1945 
aufgebaut hat.



Aber diese Analyse zeigt auch: Die Demokratie hat Mittel, sich zu wehren. Rechtlich, 
politisch, gesellschaftlich. Diese Mittel müssen jetzt eingesetzt werden. Konsequent, 
entschlossen, aber immer auf dem Boden des Rechtsstaats. Die Demokratie ist kein 
Naturgesetz. Sie ist eine zivilisatorische Errungenschaft, die jeden Tag aufs Neue verteidigt 
werden muss. Diese Verteidigung ist keine Aufgabe für andere. Sie ist unsere Aufgabe. 
Jetzt.

Die Geschichte schaut auf uns. Zukünftige Generationen werden uns danach beurteilen, wie 
wir in dieser kritischen Stunde gehandelt haben. Lassen Sie uns dieser Verantwortung 
gerecht werden. Lassen Sie uns die Demokratie verteidigen. Lassen Sie uns zeigen, dass 
Deutschland aus seiner Geschichte gelernt hat.

Die Alternative ist keine Alternative. Sie ist der Weg in den Abgrund. Diesen Weg dürfen und 
werden wir nicht gehen.

Deutschland muss demokratisch bleiben. Dafür kämpfen wir. Dafür stehen wir ein. 
Gemeinsam. Entschlossen. Jetzt.

Epilog: Die Unumkehrbarkeit des demokratischen 
Fortschritts

Die Macht der Aufklärung

Die Veröffentlichung und Analyse dieses Strategiepapiers selbst ist ein Beweis für die Stärke 
der demokratischen Öffentlichkeit. In autoritären Systemen wäre eine solche kritische 
Auseinandersetzung unmöglich. Dass wir diese Debatte führen können, dass investigative 
Journalisten solche Dokumente ans Licht bringen können, dass Wissenschaftler sie frei 
analysieren können – all das zeigt die Lebendigkeit unserer Demokratie.

Die Aufklärung über die wahren Absichten extremistischer Kräfte ist eine der stärksten 
Waffen der Demokratie. Wenn die Bürger verstehen, was auf dem Spiel steht, wenn sie die 
Konsequenzen extremistischer Politik durchschauen, dann können sie informierte 
Entscheidungen treffen. Diese Analyse trägt zu dieser Aufklärung bei.

Die Resilienz der deutschen Demokratie

Die Bundesrepublik Deutschland hat in ihrer über 75-jährigen Geschichte mehrfach 
bewiesen, dass sie extremistische Herausforderungen meistern kann:

• Der RAF-Terrorismus der 1970er Jahre wurde überwunden, ohne die 
rechtsstaatlichen Prinzipien aufzugeben

• Die Wiedervereinigung wurde demokratisch gemeistert, trotz enormer 
Herausforderungen

• Wirtschaftskrisen, von der Ölkrise bis zur Finanzkrise, wurden bewältigt
• Die Flüchtlingskrise 2015 führte nicht zum Zusammenbruch, trotz aller Spannungen



Diese Resilienz ist kein Zufall. Sie basiert auf starken Institutionen, einer lebendigen 
Zivilgesellschaft und dem Bekenntnis der großen Mehrheit zur Demokratie. Diese Stärken 
gilt es jetzt zu mobilisieren.

Der europäische Kontext als Schutzschild

Deutschland ist nicht allein. Als Mitglied der Europäischen Union ist es eingebettet in eine 
Gemeinschaft demokratischer Staaten. Diese Einbettung ist ein Schutzschild gegen 
autoritäre Versuchungen. Die EU hat aus den Erfahrungen mit demokratischen 
Rückschritten in Polen und Ungarn gelernt und ihre Instrumente geschärft.

Die europäische Integration ist irreversibel mit dem deutschen Wohlstand und der deutschen 
Sicherheit verbunden. Jeder Versuch, diese Integration rückgängig zu machen, würde auf 
massiven Widerstand stoßen – nicht nur von außen, sondern auch von innen, von all jenen, 
die verstehen, was auf dem Spiel steht.

Die demografische Perspektive

Die Demografie arbeitet gegen die AfD. Ihre Kernwählerschaft ist überaltert, während junge 
Menschen mehrheitlich weltoffen und demokratisch eingestellt sind. Die Generation Z, 
aufgewachsen in einem vereinten Europa, mit globalen Perspektiven und digitaler 
Vernetzung, ist weitgehend immun gegen völkischen Nationalismus.

Zwar versucht die AfD gezielt, junge Menschen zu radikalisieren, aber die Statistiken zeigen: 
Die Mehrheit der Jugend steht für Vielfalt, Klimaschutz und internationale Zusammenarbeit. 
Diese Generation wird die Zukunft prägen, nicht die rückwärtsgewandten Kräfte.

Die Kraft der Wahrheit

In Zeiten von Fake News und Desinformation mag es manchmal scheinen, als hätte die 
Wahrheit keine Chance. Aber die Erfahrung zeigt: Auf Dauer setzt sich die Wahrheit durch. 
Lügen haben kurze Beine, Propaganda-Blasen platzen, die Realität lässt sich nicht dauerhaft 
leugnen.

Die AfD-Strategie basiert auf Lügen und Verzerrungen. Die angebliche "Migrationskrise", die 
herbeigeredete "Islamisierung", die konstruierte Bedrohung durch "Gender-Ideologie" – all 
das sind Phantome, die bei näherer Betrachtung in sich zusammenfallen. Die Kraft der 
Fakten, der wissenschaftlichen Analyse, der journalistischen Recherche wird diese 
Lügengebäude zum Einsturz bringen.

Ein neuer Gesellschaftsvertrag

Die Herausforderung durch den Extremismus kann auch eine Chance sein – eine Chance 
zur demokratischen Erneuerung. Die Bedrohung zwingt uns, uns auf unsere Werte zu 
besinnen, unsere Demokratie zu modernisieren, einen neuen Gesellschaftsvertrag zu 
schließen.

Dieser neue Gesellschaftsvertrag könnte beinhalten:

• Mehr Bürgerbeteiligung und direkte Demokratie
• Soziale Gerechtigkeit als Fundament des Zusammenhalts



• Ökologische Nachhaltigkeit als Generationenvertrag
• Digitale Teilhabe als Grundrecht
• Bildung als Schlüssel zur Zukunft

Die globale Perspektive

Deutschland ist Teil einer globalen Bewegung für Demokratie und Menschenrechte. Von den 
Protesten in Hongkong über die Demokratiebewegung in Belarus bis zum Widerstand gegen 
Autoritarismus in Brasilien – überall auf der Welt kämpfen Menschen für Freiheit und Würde.

Dieser globale Kontext gibt Hoffnung. Der Autoritarismus mag kurzfristig Erfolge erzielen, 
aber der Freiheitsdrang der Menschen lässt sich nicht dauerhaft unterdrücken. Die 
Geschichte zeigt: Am Ende siegt die Freiheit.

Persönliche Verantwortung

Jeder Leser dieser Analyse steht vor einer persönlichen Entscheidung: Wegschauen oder 
Handeln? Schweigen oder Sprechen? Resignieren oder Kämpfen?

Die Geschichte wird nicht von abstrakten Kräften gemacht, sondern von Menschen. Von 
Menschen wie Ihnen. Ihre Entscheidung, Ihre Handlung, Ihre Stimme kann den Unterschied 
machen. In der Summe der individuellen Entscheidungen liegt die Kraft der Demokratie.

Der Preis der Freiheit

"Eternal vigilance is the price of liberty" – ewige Wachsamkeit ist der Preis der Freiheit. 
Dieser oft Thomas Jefferson zugeschriebene Satz fasst eine fundamentale Wahrheit 
zusammen: Freiheit ist nicht selbstverständlich. Sie muss jeden Tag aufs Neue erkämpft und 
verteidigt werden.

Die Generation unserer Großeltern hat einen hohen Preis für die Lektionen des 
Nationalsozialismus gezahlt. Millionen starben, bevor die Welt verstand, wohin Hass und 
Extremismus führen. Wir haben das Privileg, aus dieser Geschichte lernen zu können, ohne 
sie wiederholen zu müssen. Aber nur, wenn wir jetzt handeln.

Die Macht der Hoffnung

Trotz aller Gefahren und Herausforderungen endet diese Analyse mit Hoffnung. Hoffnung, 
die nicht auf naivem Optimismus basiert, sondern auf der nüchternen Einschätzung unserer 
Stärken:

• Wir haben eine der stabilsten Demokratien der Welt
• Wir haben eine wachsame Zivilgesellschaft
• Wir haben unabhängige Medien und Justiz
• Wir haben die Lehren der Geschichte
• Wir haben europäische und internationale Partner
• Wir haben eine Mehrheit, die zur Demokratie steht



Diese Stärken zu mobilisieren, zu organisieren und zum Handeln zu bringen – das ist die 
Aufgabe der Stunde.

Der Aufruf

Dies ist kein akademisches Dokument, das in Bibliotheken verstaubt. Dies ist ein Aufruf zum 
Handeln. Ein Aufruf an jeden einzelnen Bürger, jeden Politiker, jeden Journalisten, jeden 
Lehrer, jeden Unternehmer, jeden Künstler, jeden Menschen, der in diesem Land lebt:

Verteidigt die Demokratie!

Nicht mit Gewalt, sondern mit den Mitteln der Demokratie. Nicht mit Hass, sondern mit 
Entschlossenheit. Nicht mit Ausgrenzung, sondern mit klarer Kante gegen die Feinde der 
Freiheit.

Die Vision

Stellen wir uns ein Deutschland vor, das diese Herausforderung gemeistert hat. Ein 
Deutschland, das gestärkt aus dieser Krise hervorgegangen ist. Ein Deutschland, das seine 
Demokratie erneuert, seine Gesellschaft versöhnt, seine Wirtschaft nachhaltig gestaltet hat. 
Ein Deutschland, das zeigt: Demokratie ist stärker als Autoritarismus. Vielfalt ist stärker als 
Einfalt. Liebe ist stärker als Hass. Hoffnung ist stärker als Angst. Dieses Deutschland ist 
möglich. Aber es kommt nicht von selbst. Es muss erkämpft werden. Von uns. Von Ihnen. 
Jetzt.

Das letzte Wort

Am Ende dieser umfassenden Analyse steht eine einfache Wahrheit: Die Demokratie ist in 
Gefahr, aber sie ist nicht verloren. Die AfD-Strategie ist gefährlich, aber sie ist nicht 
unbesiegbar. Die Herausforderung ist groß, aber wir sind größer.

Was die AfD nicht versteht: Deutschland hat sich verändert. Es ist nicht mehr das 
homogene, autoritätshörige Land, das es einmal war. Es ist bunt, vielfältig, weltoffen. 
Millionen Menschen mit Migrationshintergrund nennen es ihre Heimat. Millionen junge 
Menschen sind in Freiheit und Demokratie aufgewachsen. Millionen Bürger haben 
verstanden, dass Vielfalt keine Bedrohung, sondern eine Bereicherung ist.

Diese Menschen werden nicht kampflos zusehen, wie ihre Freiheit, ihre Würde, ihre Zukunft 
zerstört wird. Sie werden aufstehen. Sie werden widerstehen. Sie werden kämpfen. Mit den 
Mitteln der Demokratie, aber mit aller Entschlossenheit.

Die AfD mag eine Strategie haben. Aber wir haben etwas Stärkeres: Werte. Überzeugungen. 
Solidarität. Mut. Und die Gewissheit, auf der richtigen Seite der Geschichte zu stehen. Die 
Brandmauer wird nicht fallen. Sie wird stehen. Stärker denn je. Getragen von Millionen 
Demokraten. Verteidigt von einer wehrhaften Demokratie. Geschützt durch die Lehren der 
Geschichte. Deutschland bleibt demokratisch. Dafür stehen wir ein. Dafür kämpfen wir. 



Gemeinsam. Entschlossen. Erfolgreich.

Die Demokratie wird siegen. Weil wir es so wollen. Weil wir dafür sorgen. Weil wir die 
Demokratie sind.

Nachwort der Autoren
Diese Analyse wurde mit wissenschaftlicher Sorgfalt, demokratischer Leidenschaft und 
historischer Verantwortung verfasst. Sie basiert auf öffentlich zugänglichen Quellen, 
etablierten wissenschaftlichen Methoden und rechtsstaatlichen Prinzipien. Das Ziel war nicht 
Panikmache, sondern Aufklärung. Nicht Polarisierung, sondern Analyse. Nicht Hass, 
sondern Verteidigung der Werte, die unser Zusammenleben ermöglichen. Möge diese 
Analyse dazu beitragen, dass Deutschland den Weg der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit 
und der Menschenwürde niemals verlässt. Möge sie Menschen zum Nachdenken bringen, 
zum Handeln motivieren, zum Widerstand ermutigen. Die Zukunft ist nicht vorherbestimmt. 
Sie wird von uns gestaltet. In diesem Moment. Mit jeder Entscheidung. Mit jeder Handlung. 
Mit jedem Wort. Lassen Sie uns die richtigen Entscheidungen treffen. Lassen Sie uns richtig 
handeln. Lassen Sie uns die richtigen Worte finden. Für die Demokratie. Für die Freiheit. Für 
die Würde. Für Deutschland. Für Europa. Für die Menschheit.

Nie wieder ist jetzt.

[Ende der wissenschaftlichen Analyse]

Anhang: Methodische Anmerkungen

Quellengrundlage

Diese Analyse basiert auf:

• Dem AfD-Strategiepapier "Deutschland politisch gestalten"
• Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland
• Einschlägige Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts
• Völkerrechtliche Verträge und Konventionen
• Wissenschaftliche Literatur zu Demokratietheorie, Extremismusforschung und 

Verfassungsrecht
• Historische Analysen zu Weimar, Nationalsozialismus und anderen autoritären 

Systemen
• Aktuelle Statistiken und Studien zu wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 

Entwicklungen



Methodisches Vorgehen

Die Analyse verwendet:

• Juristische Subsumtion zur rechtlichen Bewertung
• Politikwissenschaftliche Diskursanalyse
• Historisch-vergleichende Methode
• Wirtschaftswissenschaftliche Modellierung
• Soziologische Konfliktanalyse
• Psychologische Einschätzungen zu individuellen und kollektiven Folgen

Wissenschaftliche Standards

Die Analyse folgt wissenschaftlichen Standards:

• Transparenz der Argumentation
• Nachvollziehbarkeit der Schlussfolgerungen
• Differenzierung zwischen Fakten und Bewertungen
• Berücksichtigung verschiedener Perspektiven
• Kritische Reflexion der eigenen Position

Grenzen der Analyse

Diese Analyse hat naturgemäß Grenzen:

• Sie basiert auf einem einzelnen Strategiepapier
• Sie kann zukünftige Entwicklungen nicht mit Sicherheit vorhersagen
• Sie ist zeitgebunden und muss bei neuen Entwicklungen aktualisiert werden
• Sie kann nicht alle Aspekte erschöpfend behandeln

Weiterführende Forschung

Diese Analyse soll weitere Forschung anregen:

• Detailstudien zu einzelnen Aspekten der AfD-Strategie
• Internationale Vergleichsstudien zu rechtspopulistischen Bewegungen
• Langzeitstudien zu gesellschaftlichen Polarisierungsprozessen
• Interdisziplinäre Forschung zu Demokratiegefährdungen

Danksagung

Dank gebührt allen, die sich für Demokratie und Menschenrechte einsetzen:

• Investigativen Journalisten, die Missstände aufdecken
• Wissenschaftlern, die Extremismus erforschen



• Aktivisten, die auf die Straße gehen
• Politikern, die Rückgrat zeigen
• Bürgern, die nicht schweigen
• Meiner lieben Ehefrau bzw. Alan’s Freundin, die wieder einmal auf uns warten 

mussten 

Kontakt und Diskussion

Diese Analyse soll Diskussion anregen. Kritik, Ergänzungen und Korrekturen sind 
willkommen. Nur im offenen Diskurs kann Erkenntnis wachsen und Demokratie gedeihen.

Lizenz

Diese Analyse steht unter einer Creative Commons Lizenz. Sie darf frei verbreitet, zitiert und 
für Bildungszwecke verwendet werden. Die Demokratie braucht informierte Bürger.

Abschließende Bemerkung

"Der Schoß ist fruchtbar noch, aus dem das kroch" – Bertolt Brechts Warnung aus dem 
Epilog zum "Aufhaltsamen Aufstieg des Arturo Ui" bleibt aktuell. Der Faschismus ist nicht tot, 
er hat nur seine Form gewandelt. Wachsamkeit bleibt geboten. Aber ebenso gilt: Die 
Demokratie hat gelernt. Sie ist stärker, wehrhafter, widerstandsfähiger geworden. Wenn wir 
zusammenstehen, wenn wir unsere Werte verteidigen, wenn wir aus der Geschichte lernen, 
dann wird die Demokratie siegen. Das ist keine Prophezeiung. Es ist eine Verpflichtung. 
Unsere Verpflichtung. Ihre Verpflichtung.

Erfüllen wir sie. Gemeinsam. Jetzt.

*Diese Analyse basiert auf wissenschaftlichen Methoden und rechtsstaatlichen Prinzipien. 
Sie dient der Aufklärung und der Verteidigung der freiheitlich-demokratischen Grundordnung. 
Sie ist ein Beitrag zur notwendigen gesellschaftlichen Debatte und zur Stärkung 
demokratischer Resillienz
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